
 

  

S 8 AL 302/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AL 302/00
Datum 25.10.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 AL 55/02
Datum 11.06.2002

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
25.10.2001 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid vom 11.05.2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.06.2000 abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten die RÃ¼ckforderung eines
Eingliederungszuschusses (EZ) fÃ¼r den Arbeitnehmer N. vom 01.04.1999 bis
30.09.1999 in HÃ¶he von 7.249,20 DM.

Die KlÃ¤gerin betreibt die Fertigung von Holz, Baufertigteilen und KÃ¼chen sowie
A.-Einbau- und HaushaltsgerÃ¤ten. Am 22.03.1999 beantragte sie bei der Beklagten
die GewÃ¤hrung eines EZ fÃ¼r die Einarbeitung des Arbeitnehmers N. , der auf
Grund des Arbeitsvertrages vom 31.03.1999 ab 01.04.1999 als Montagehelfer zu
einem Stundenlohn von 24,00 DM bei 38,5 Stunden Wochenarbeitszeit beschÃ¤ftigt
wurde. Nach der AntragsbegrÃ¼ndung verfÃ¼gte der Arbeitnehmer Ã¼ber keine
Berufserfahrung im Bereich KÃ¼chenmontage sowie Fenster- und TÃ¼reneinbau.
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Mit Bescheid vom 21.05.1999 gewÃ¤hrte die Beklagte der KlÃ¤gerin einen EZ fÃ¼r
den Arbeitnehmer N. vom 01.04.1999 bis 30.09.1999 in HÃ¶he von 30 % des
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgeltes einschlieÃ�lich des
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag in HÃ¶he von 1.449,84
DM monatlich. In den dem Bescheid beigefÃ¼gten Nebenbestimmungen war unter
Ziff. 4 ausgefÃ¼hrt, dass der EZ zurÃ¼ckzuzahlen sei, wenn das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraumes oder innerhalb
eines Zeitraumes, der der FÃ¶rderungsdauer entspreche, lÃ¤ngstens jedoch von 12
Monaten, nach Ende des FÃ¶rderungszeitraumes beendet wird. Dies gelte nicht,
wenn der Arbeitgeber berechtigt sei, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund
ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen, die Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf Bestreben des Arbeitnehmers hin erfolge, ohne dass der
Arbeitgeber hierfÃ¼r den Grund zu vertreten habe oder wenn der Arbeitnehmer das
Mindestalter fÃ¼r den Bezug der gesetzlichen Altersrente erreiche.

Mit Schreiben vom 04.10.1999 kÃ¼ndigte die KlÃ¤gerin das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit
dem Arbeitnehmer N. unter Einhaltung der ordentlichen KÃ¼ndigungsfrist zum
31.12.1999 "wegen wirtschaftlicher VerhÃ¤ltnisse".

Die Beklagte hÃ¶rte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 07.02.2000 an. Die KlÃ¤gerin
wies auf die zum 01.08.1999 eingetretene RechtsÃ¤nderung hin. Nach Â§ 223 Abs 2
Satz 2 Nr 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) in der ab dem 01.08.1999
geltenden Neufassung entfalle eine RÃ¼ckzahlungsverpflichtung, wenn der
Arbeitgeber berechtigt war, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus dringenden betrieblichen
Erfordernissen, die einer WeiterbeschÃ¤ftigung in diesem Betrieb entgegenstehen,
zu kÃ¼ndigen. Da das ArbeitsverhÃ¤ltnis des Arbeitnehmers N. erst nach dem
FÃ¶rderungszeitraum am 04.10.1999 gekÃ¼ndigt worden sei, betreffe sie nicht
mehr die MaÃ�nahme als solche. DarÃ¼berhinaus lÃ¤gen wichtige GrÃ¼nde fÃ¼r
die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses vor, die im KÃ¼ndigungsschreiben nicht
genannt worden seien.

Mit Bescheid vom 11.05.2000 hob die Beklagte die Bewilligung des EZ fÃ¼r den
Arbeitnehmer N. auf, da wirtschaftliche GrÃ¼nde eine KÃ¼ndigung ohne Einhaltung
einer KÃ¼ndigungsfrist nicht rechtfertigten. Andere GrÃ¼nde seien von der
KlÃ¤gerin nicht vorgetragen worden. Nach der bis zum 31.07.1999 geltenden
Regelung des Â§ 223 Abs 2 SGB III, sei deshalb der EZ fÃ¼r die Zeit vom
01.04.1999 bis 30.09.1999 in HÃ¶he von 7.249,20 DM zurÃ¼ckzuzahlen.

Der hiergegen am 17.05.2000 eingelegte Widerspruch blieb ohne Erfolg
(Widerspruchsbescheid vom 15.06.2000).

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 05.07.2000 Klage zum Sozialgericht Bayreuth (SG)
erhoben.

Das SG hat im Urteil vom 25.10.2001 die angefochtenen Bescheide aufgehoben.
Rechtsgrundlage fÃ¼r die RÃ¼ckforderung des fÃ¼r den Arbeitnehmer N.
gewÃ¤hrten EZ bilde nicht die bis zum 31.07.1999 geltende Fassung des Â§ 223
Abs 2 SGB III, sondern die Fassung der Bestimmung, die im Zeitpunkt der
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Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses (31.12.1999) fÃ¼r die der EZ gewÃ¤hrt
worden sei, gegolten habe. Der RÃ¼ckforderungsanspruch der Beklagten entstehe
nicht bereits im Zeitpunkt der GewÃ¤hrung des EZ, sondern frÃ¼hestens im
Zeitpunkt der Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses, da nur dadurch innerhalb
eines bestimmten Zeitraumes die RÃ¼ckforderung ausgelÃ¶st werden kÃ¶nne. Dies
entspreche auch dem allgemeinen Grundsatz der Rechtsanwendung, dass
Neuregelungen erst mit dem Zeitpunkt ihres In-Kraft-Tretens auf diejenigen
AnsprÃ¼che anzuwenden seien, die danach entstÃ¼nden. Anhaltspunkte fÃ¼r ein
gesetzgeberisches Versehen im Hinblick auf eine Ã�bergangsregelung seien nicht
ersichtlich.

Die Anwendung der alten, bis zum 31.07.1999 geltenden Fassung des Â§ 223 Abs 2
SGB III kÃ¶nnte auch nicht mit Â§ 422 Abs 1 S 1 SGB III begrÃ¼ndet werden.
Danach seien auf Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung bis zum Ende der
Leistungen oder der MaÃ�nahme die Vorschriften der vor dem Tag des In-Kraft-
Tretens der Ã�nderung geltenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor diesem
Tag der Anspruch entstanden, die Leistung zuerkannt worden oder die MaÃ�nahme
begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der MaÃ�nahme beantragt
worden ist. Die LeistungsgewÃ¤hrung und die RÃ¼ckforderung stellten im Bereich
der ArbeitsfÃ¶rderung zwei gesonderte Verwaltungsverfahren mit eigenstÃ¤ndigen
Regelungsbereichen dar, so dass die Regelung des Â§ 422 SGB III, die nach
einhelliger Ansicht eine Vorschrift zugunsten des LeistungsempfÃ¤ngers zur
Wahrung des durch einen bestandskrÃ¤ftigen Bewilligungsbescheid begrÃ¼ndeten
Vertrauens sei, nicht auf das neue Verwaltungsverfahren bezÃ¼glich der
RÃ¼ckforderung gewÃ¤hrter Leistungen Anwendung finden kÃ¶nne.

Eine Anwendung des Â§ 223 Abs 2 SGB III in der bis zum 31.07.1999 geltenden
Fassung auf den vorliegenden Fall kÃ¶nne ferner nicht auf die im
Bewilligungsbescheid vom 21.05.1999 unter Ziff 4 enthaltene Nebenbestimmung
gestÃ¼tzt werden, die nur den Wortlaut des Â§ 223 Abs 3 SGB III aF wiedergegeben
hatte. Daraus kÃ¶nne nicht gefolgert werden, dass die Bewilligung des EZ von der
Beklagten nur unter dem Widerrufsvorbehalt iS des Â§ 47 Abs 2 S 1 Nr 1
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) erfolgen sollte. Aus rechtssystematischen
und verfassungsrechtlichen Ã�berlegungen sei auf den vorliegenden Fall vielmehr
die ab dem 01.08.1999 in Kraft getretenen Neuregelungen des Â§ 223 Abs 2 Satz 2
Nr 1 SGB III anzuwenden, die eine RÃ¼ckzahlungsverpflichtung der KlÃ¤gerin
ausschlieÃ�e, weil sie das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem gefÃ¶rderten Arbeitnehmer
N. wÃ¤hrend der NachbeschÃ¤ftigungszeit durch ordentliche KÃ¼ndigung aus
dringenden betrieblichen GrÃ¼nden wirksam beendet habe. Die KlÃ¤gerin wÃ¤re
bei einer WeiterbeschÃ¤ftigung des Arbeitnehmers N. auch nur bis zum Ende der
NachbeschÃ¤ftigungszeit am 31.03.2000 in wirtschaftliche ExistenznÃ¶te geraten,
so dass die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch dringende betriebliche
Erfordernisse gerechtfertigt gewesen sei. Da es sich bei Herrn N. um den einzigen
Arbeitnehmer der Firma im Bereich der MontagetÃ¤tigkeiten gehandelt habe,
hÃ¤tte fÃ¼r ihn auf Grund der Auftragslage und der Struktur des Betriebes keine
anderweitige EinsatzmÃ¶glichkeit im Betrieb der KlÃ¤gerin bestanden.

Gegen das ihr am 17.01.2002 zugestellte Urteil wendet sich die Beklagte mit der
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am 05.02.2002 beim Bayer. Landessozialgericht (BayLSG) eingelegten Berufung.

Das Bundessozialgericht (BSG) habe mit Urteil vom 21.03.2002 â�� B 7 AL 48/01 R,
dem ein vergleichbarer Sachverhalt zugrunde lag, entschieden, dass auf den von
der Beklagten geltend gemachten RÃ¼ckzahlungsanspruch nicht Â§ 223 Abs 2 SGB
III der ab dem 01.08.1999 geltenden â�� fÃ¼r den KlÃ¤ger gÃ¼nstigeren â��
Neufassung, sondern die bis zum 01.08.1999 geltende Fassung des
ArbeitsfÃ¶rderungsreformgesetzes (AFRG) Anwendung finde. GrÃ¼nde im Sinne
des Â§ 223 Abs 2 S 2 SGB III, von der RÃ¼ckforderung abzusehen, seien nicht
erkennbar, da dem Arbeitnehmer N. aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden gekÃ¼ndigt
worden sei. Auch eine Verletzung der Beratungs- und Auskunftspflicht der
Beklagten lÃ¤ge nicht vor, da die KlÃ¤gerin in den Nebenbestimmungen zum
Bewilligungsbescheid vom 21.05.1999 eindeutig darauf hingewiesen worden sei, in
welchen FÃ¤llen der bewilligte EZ zurÃ¼ckzuzahlen ist.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG Bayreuth vom 25.10.2001 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezweifelt die rechtmÃ¤Ã�ige Vertretung der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit durch
das Landesarbeitsamt Nordbayern und rÃ¼gt die Verletzung von Beratungs- und
Auskunftspflichten durch das Arbeitsamt Bamberg.

Auf die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und die Prozessakten des SG
und des BayLSG wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
= SGG) ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig (Â§ 144 SGG).

In der Sache erweist sich die Berufung als begrÃ¼ndet, denn das SG hat im
angefochtenen Urteil vom 25.10.2001 die angefochtenen Bescheide der Beklagten
vom 11.05.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.06.2000 zu
Unrecht aufgehoben, da ein Rechtsgrund fÃ¼r das Absehen von einer
RÃ¼ckforderung nach Â§ 223 Abs 2 Satz 2 SGB III in der bis zum 01.08.1999
geltenden und hier anwendbaren Fassung des AFRG nicht vorliegt, so dass der fÃ¼r
den Arbeitnehmer N. gewÃ¤hrte EZ in vollem Umfang zurÃ¼ckzuzahlen ist.

Entgegen der Rechtsansicht des SG findet auf den von der Beklagten in den
angefochtenen Bescheiden geltend gemachten RÃ¼ckzahlungsanspruch nicht Â§
223 Abs 2 SGB III in der ab dem 01.08.1999 geltenden â�� fÃ¼r die KlÃ¤gerin
gÃ¼nstigeren â�� Neufassung, sondern in der bis zum 01.08.1999 geltenden
Fassung des AFRG Anwendung. Dies ergibt sich aus Â§ 422 SGB III, der fÃ¼r das
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gesamte Gebiet der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung GrundsÃ¤tze bei
RechtsÃ¤nderungen normiert und nach dem das Recht maÃ�geblich bleibt, das ua
zum Zeitpunkt der Bewilligung der Leistung gegolten hat.

Dies hat das Bundessozialgericht kÃ¼rzlich entschieden (vgl Urteil vom 21.03.2002
â�� B 7 AL 48/01 R). Der Senat hat keine Bedenken, sich dieser
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung anzuschlieÃ�en. Danach ist fÃ¼r die Frage,
ob bei Ã�nderungen des SGB III altes â�� vor der RechtsÃ¤nderung geltendes â��
oder neues Recht anzuwenden ist, die allgemeine Ã�bergangsregelung des Â§ 422
SGB III maÃ�gebend. Diese Vorschrift sieht in Absatz 1 als Grundsatz bei
RechtsÃ¤nderungen vor: "Wird dieses Gesetzbuch geÃ¤ndert, so sind, soweit nichts
anderes bestimmt ist, auf Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung bis zum Ende
der Leistungen oder MaÃ�nahme die Vorschriften der vor dem Tag des
Inkrafttretens der Ã�nderung geltenden Fassung anzuwenden, wenn vor diesem
Tag 1. der Anspruch entstanden ist, 2. die Leistung zuerkannt worden ist oder 3. die
MaÃ�nahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der MaÃ�nahme
bewilligt worden ist". Da die EingliederungszuschÃ¼sse an den Arbeitgeber, die
nach Â§ 3 Abs 2 Nr 2 iVm Â§ 3 Abs 4 SGB III zu den Leistungen der aktiven
ArbeitsfÃ¶rderung gehÃ¶ren, durch Bescheid vom 21.05.1999 bewilligt worden sind
und dieser Tatbestand vor dem 01.08.1999 liegt, sind die Voraussetzungen des Â§
422 Abs 1 SGB III fÃ¼r die Anwendung alten â�� dh hier: des vor dem 01.08.1999
geltenden â�� Rechts erfÃ¼llt.

Damit gilt aber auch fÃ¼r die RÃ¼ckzahlung des Eingliederungszuschusses Â§ 223
Abs 2 SGB III aF. Denn auch die RÃ¼ckzahlung nach dieser Regelung betrifft
"Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung", auf die die Ã�bergangsregelung des Â§
422 SGB III Anwendung findet. Diese Regelung bezieht sich â�� schon nach ihrem
Wortlaut â�� nicht nur auf laufende Leistungen bzw LeistungsfÃ¤lle, die bei Eintritt
der RechtsÃ¤nderung noch nicht abgeschlossen sind, sondern auf das gesamte
Gebiet der Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung, hier auf das Gebiet der
EingliederungszuschÃ¼sse nach Â§ 217 ff SGB III, zu dem auch Â§ 223 SGB III
gehÃ¶rt. Insoweit sind die Regelungen Ã¼ber die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r
EingliederungszuschÃ¼sse (Â§Â§ 217 ff SGB III) und deren RÃ¼ckzahlung (Â§ 223
Abs 2 SGB III) einheitlich als Vorschriften Ã¼ber "Leistungen der aktiven
ArbietsfÃ¶rderung" iS des Â§ 422 SGB III anzusehen.

Nach der bis zum 01.08.1999 geltenden Fassung des Â§ 223 Abs 2 Satz 2 SGB III
konnte von der RÃ¼ckforderung eines EZ nur dann abgesehen werden, wenn der
Arbeitgeber berechtigt war, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen (1.), die Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf das Bestreben des Arbeitnehmers hin erfolgte, ohne dass
der Arbeitgeber den Grund hierfÃ¼r zu vertreten hatte (2.) oder der Arbeitnehmer
das Mindestalter fÃ¼r den Bezug der gesetzlichen Altersrente erreicht hatte (3.).
Keiner dieser genannten GrÃ¼nde lag jedoch im Falle des Arbeitnehmers N. vor,
denn sein ArbeitsverhÃ¤ltnis wurde â�� wie das SG insoweit zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat â�� mit Schreiben vom 04.10.1999 unter Einhaltung der
ordentlichen KÃ¼ndigungsfrist zum 31.12.1999 wegen der wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin gekÃ¼ndigt.
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Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin liegen hier auch nicht die Voraussetzung
eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruches (Â§Â§ 14, 15 Sozialgesetzbuch
Allgemeiner Teil = SGB I) vor, denn die Beklagte ist ihren AufklÃ¤rungs- und
Beratungspflichten nach der Fassung des Bewilligungsbescheides vom 21.05.1999
nachgekommen. Darin waren ausdrÃ¼cklich die Voraussetzungen genannt, unter
denen der EZ zurÃ¼ckzuzahlen ist. Ein nach Erlass dieses Bewilligungsbescheides
von der KlÃ¤gerin an die Beklagte herangetragenes Beratungsersuchen ergibt sich
weder aus dem vorliegenden Akteninhalt noch aus dem Vorbringen der KlÃ¤gerin.

Der von der Beklagten rechnerisch festgestellte RÃ¼ckforderungsbetrag in HÃ¶he
von 7.249,20 DM ist deshalb rechtlich nicht zu beanstanden. Auf die Berufung der
Beklagten waren das Urteil des SG Bayreuth vom 25.10.2000 aufzuheben und die
Klage gegen die Bescheide der Beklagten vom 11.05.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.06.2000 abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 22.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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